
politik bei den gesellschaftspolitisch eher
liberal tickenden Parteianhängern punkten
soll. „Die CDU gibt es schon“, spottet Par-
teivize Ralf Stegner, „da ist für uns nichts
zu holen.“ Die SPD müsse sich als Alter-
native zur Union anbieten.

Vergangene Woche stellte Stegner kur-
zerhand sein eigenes Strategiepapier vor.
„Die soziale Frage ist in voller Schärfe wie-
der da“, schreibt er, mehr noch, sie „spitzt
sich weiter zu“. Es wirkt wie die Antithese
zu Gabriels Sicherheitspamphlet. Auch ei-
nen eigenen Kongress soll es dazu geben.

Auch Stegner fuhr danach ein wütender
Parteichef an. „So kann man nicht zusam-
menarbeiten“, zürnte Gabriel. „Ich sitze
schon seit einem halben Jahr an dem Pa-
pier“, verteidigte sich Stegner. Dann war
das Gespräch beendet. 

Inhaltlich, so scheint es, hat der Partei-
vorsitzende sich entschieden. Doch sein
Problem ist, dass er zwei Jahre vor der
Bundestagswahl fast ohne Verbündete da-
steht. Nur sein Vertrauter Martin Schulz
verteidigt ihn, in der Griechenlandfrage
stimme sich Gabriel „eng innerhalb der
SPD-Führung und mit mir ab“.

Ansonsten schweigen die meisten Spit-
zengenossen. Gabriels Stellvertreter Olaf
Scholz und Hannelore Kraft konzentrieren
sich auf die Landespolitik, Arbeitsminis-
terin Andrea Nahles auf die Zeit nach der
Bundestagswahl; das Verhältnis zu Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier ist bes-
tenfalls eine friedliche Koexistenz. Auch
Familienministerin Manuela Schwesig be-
obachtet aus sicherer Entfernung das Trei-
ben des Parteichefs.

Am vergangenen Montag kam es zum
offenen Disput. Mehrere Führungsgenossen
stellten sich im Parteipräsidium in der
 Griechenlandfrage gegen Gabriel. Sozial-
demokraten dürften sich nicht für einen
Austritt Griechenlands aus dem Euro stark
machen, hieß es. Gabriel hatte neue Hilfen
zuvor ausschließen wollen: „Es gibt auf der
Grundlage dieses Referendums keine neuen
Milliarden-Hilfsprogramme der Euro zone
für Griechenland. Ob Griechenland im
Euro noch eine Zukunft hat, ist deshalb zur
Stunde ungewiss“, hieß es im ersten Ent-
wurf seiner Erklärung. Mehrere Stellver-
treter protestierten.

„Es kann nicht Sache der Sozialdemo-
kratie sein, die Türe zuzuschlagen“, argu-
mentierte ein Spitzengenosse.

„Wir müssen uns an die Spitze der Be-
wegung stellen“, konterte Gabriel. 

Am Ende gab der Vorsitzende nach. Er
akzeptierte eine abgemilderte Version des
Textentwurfs. Gabriel strich den ersten
Satz, den zweiten trug er in der Presse-
konferenz nicht vor. Doch eine Einigung
war es nicht. Wieder einmal verließen sei-
ne Parteifreunde das Berliner Willy-
Brandt-Haus mit der Faust in der Tasche.

Horand Knaup, Gordon Repinski
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AfD-Basis auf dem Parteitag in Essen am vergangenen Sonntag: Der Damm ist gebrochen

Angriff von rechts
Parteien Mit der Wahl von Frauke Petry zeigt die AfD ganz offen 

ihren Charakter als nationalistische Protestpartei. 
Sie macht sich daran, das heimatlose konservative Milieu zu kapern. 

Am zweiten Tag des Parteitags zeigte
die neue AfD ihr Gesicht. Gründer
Bernd Lucke war gestürzt, nun tra-

ten andere ans Licht. 
Zum Beispiel Peter Streichan aus Bonn,

der die Grünen als „pädophile Gender -
faschistentruppe“ beschimpfte. 

Oder Dubravko Mandic, Burschenschaft-
ler und Kandidat für das Bundesschieds-
gericht, der US-Präsident Obama als
 „Quotenneger“ geschmäht hatte – „keine
Beleidigung“ sei das, verteidigte er sich
nun, allenfalls eine Kritik an Leuten, die
„solche Menschen instrumentalisieren“.

Oder Wolfgang Gedeon aus Konstanz,
der vor einer „Zuwanderungs-Islamisierung“
warnte. Wenn Migranten nicht zur „kultu-
rellen Assimilation“ gezwungen würden,
dann drohe Deutschland bald ein „politisch-
kultureller Verdrängungsprozess“.

Je markiger der Auftritt, desto lauter der
Applaus. „Die AfD macht wieder richtig
Spaß!“, jubelte Heinrich Fiechtner, AfD-
Stadtrat in Stuttgart, der jüngst den Koran
mit Hitlers „Mein Kampf“ verglich. „Der
Knoten scheint geplatzt zu sein.“ Tatsächlich
ist ein Damm gebrochen. Erstmals präsen-
tierte sich auf der Bühne eines Bundespar-
teitags eine dumpfe und rechtspopulistische
AfD, die nichts mehr zu tun hat mit der Pro-
fessorenpartei der Gründungstage. Die AfD
ist auf dem Weg, ein deutscher Front Natio-
nal zu werden. Vergebens beteuert die neue
Chefin Frauke Petry, sie wolle die AfD „kei-
nesfalls mehr nach rechts rücken, sondern
den liberal-konservativen Kurs beibehalten“. 

Ihr unterlegener Gegner Lucke hat die
AfD verlassen, er liebäugelt mit einer neu-
en Partei. Auf keinen Fall will Lucke länger
das „bürgerliche Aushängeschild“ einer
„antiwestlichen, islamfeindlichen und aus-
länderfeindlichen“ Bewegung sein. Nach
seinen Angaben sind ihm 2000 Mitglieder
gefolgt, damit hätte die AfD in nur einer
Woche fast ein Zehntel ihrer Basis verloren. 

Doch das heißt nicht, dass die Partei am
Ende ist. Denn das rechte Wählerpotenzial
in Deutschland ist stabil, und es reicht
 weiter als nur an die Stammtische ostdeut-
scher Pegida-Fans. Auch in den Teekränz-
chen westdeutscher bürgerlicher Kreise fin-
den klerikale, systemkritische und homo-
phobe Töne Anklang. Hier liest man Akif
Pirinçcis Buch „Deutschland von Sinnen“,
ergötzt sich an den Tiraden über „grün-
links-versiffte“ Intellektuelle und den
„geisteskranken“ Islam. 

„Die AfD wird sich auch nach Luckes
Abgang nicht marginalisieren“, sagt Mat-
thias Jung, Chef der Forschungsgruppe
Wahlen. „Dafür ist ihr Fundament im Pro-
testmilieu zu stabil.“ Auch in westdeut-
schen, kleinbürgerlichen Kreisen habe die
neue, rechtere AfD noch Wahlchancen.
„In Baden-Württemberg etwa gibt es ein
gut entwickeltes, schwäbisch-pietistisches
Milieu, in dem die AfD punkten kann.“

Diese Wähler können mit der liberalen
Merkel-CDU wenig anfangen. Deren Ge-
neralsekretär Peter Tauber beteuert, man
wolle sie auch nicht zurück: „Nach diesem
Parteitag glaubt doch niemand ernsthaft,



Okt. 2014
9

Bundestagswahl
22. Sept. 2013
4,7

Mai 
2013
3

Juli 2015
5

Angaben in Prozent; Quelle: Infratest 
dimap für ARD-Deutschlandtrend

Sonntagsfrage AfD
„Welche Partei würden Sie wählen, 
wenn am kommenden Sonntag 
Bundestagswahl wäre?“

Deutschland

dass es mit solchen Leuten irgendeine Zu-
sammenarbeit geben kann. Wir machen
nun kein AfD-Aussteiger-Programm.“

Wer bei der AfD mitmache, so Tauber,
könne kein Christdemokrat sein. Doch wie
weit die AfD in die einstige Wählerschaft
der Union eingedrungen ist, zeigt eine Stu-
die der Konrad-Adenauer-Stiftung, die sich
mit „Radikalisierungstendenzen am rech-
ten Rand der Kirchen“ befasst. Dort gebe
es zwar kleine, aber „lautstarke“ und „ul-
trakonservative“ Seilschaften, konstatie-
ren die Autoren. Diese verbreiteten „Ver-
schwörungstheorien“, schürten die „Angst
vor Überfremdung“ und suchten in ihrem
K

Aus rechtlichen Gründen wurde dieser Artikel nachträg-
lich bearbeitet. 

reuzzug gegen Homosexuelle gar die
Nähe zum Regime Wladimir Putins. 

Die  Autoren  belegen  dies  mit  defti-
gen Zitaten – und dazugehörigen Namen. 
Etwa dem von Hedwig von Beverfoerde. 
Sie  ist  Weggefährtin  von  Beatrix  von 
Storch, der neuen AfD-Bundesvorstands-
frau.  Ihre  Kreise  kämpfen  gegen  den
„Genderwahn“ der EU, beteiligen sich am
„Marsch für das Leben“ der Abtreibungs-
gegner und prangern die angebliche „Früh-
sexualisierung“ von Kindern an. Dabei
können sie auf die „Christen in der AfD“
zählen, eine Gruppe, die einst mit dem Se-
gen Bernd Luckes gegründet wurde.

Doch die AfD will nicht nur in das kle-
rikale Milieu vorstoßen. In ihrer Kandida-
tenrede legte Storch Wert darauf, dass sie
Mitglied der Friedrich August von Hayek-
Gesellschaft sei, einer renommierten libe-
ralen Denkfabrik. Wie sehr die Hayek ianer
von rechten AfD-Mitgliedern und Gleich-
gesinnten unterwandert sind, erfuhr ihre
Vorsitzende Karen Horn jüngst am eige-
nen Leib. Horn hatte in der „Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung“ geschrie-
ben, es sei eine „liberale Pflicht“, anderen
Menschen mit Respekt zu begegnen, ihre
Lebensweise anzuerkennen. Ideologische

Kämpfe gegen Feminismus und Atheismus
seien illiberal, erst recht das Schüren von
Ressentiments, etwa gegen Homosexuelle. 

Selbstverständlichkeiten, sollte man mei-
nen. Aber über den Hayek-Verteiler ergoss
sich ein Shitstorm über Horn. Auf dem
Hayek-Treffen vor zwei Wochen in Leipzig
wurde Horn regelrecht niedergebrüllt. Ihre
Gegner planen ihre Abwahl. 

Dabei bedienen sie sich eines Tricks, der
in der rechten Diskurskultur sehr beliebt
ist. Man beklagt eine angebliche linke Ge-
sinnungsdiktatur, die abweichende Positio-
nen unterdrücke. „Man wird ja wohl noch
sagen dürfen“, lautet die Phrase, die sogar
Schmähungen legitimieren soll – so auch
auf dem AfD-Parteitag. Dort griff Frauke
Petry das „totalitäre Meinungsklima“ im
Land an. Die AfD müsse ihre Angst be-
kämpfen, als rechts zu gelten. Ihr Vize Ale-
xander Gauland erklärte, in der AfD gebe
es keine „roten Linien“ mehr – nur die
des Grundgesetzes.

Aber selbst diese Grenze könnte bald
fallen. So haben Petry und Storch signali-
siert, das Parteiausschlussverfahren gegen

Björn Höcke einzustellen. Der Thüringen-
Chef der AfD, der um Verständnis für
NPD-Mitglieder warb und der AfD eine
„historische Mission“ beim Systemwechsel
in Deutschland zuwies, ist eng vernetzt
mit der bürgerlichen „Neuen Rechten“.
Diese akademisch geprägte Szene versteht
sich als eine Art nationale Befreiungs -
bewegung und träumt davon, die „wahre
Identität“ Deutschlands zu restaurieren. 

Höcke stand auf dem Parteitag kein ein-
ziges Mal auf der Bühne, präsent war er
trotzdem. Von seinem Sitzplatz in Block
D aus beobachtete er frohgemut, wie AfD-
Mitglieder seinen Namen brüllten und sei-
ne Rehabilitierung forderten. Ihm gelang
es, einen Vertrauten im Vorstand zu plat-
zieren: André Poggenburg, Chef der AfD
Sachsen-Anhalt. Der macht keinen Hehl
daraus, wem seine Loyalität gilt: „Ich will
Höckes Flügel im Vorstand vertreten.“

„Wenn die AfD nur die richtigen The-
men anspricht und auf die richtige Art und
Weise, dann ist sekundär, welche Personen
für den Kurs stehen“, sagt Hermann Bin-
kert, Chef des Meinungsforschungsinstituts
Insa. Das Thema Flüchtlinge etwa habe
quer durch die Gesellschaft eine so große
Resonanz, dass eine „dezidiert kritische“
AfD wohl immer punkten könne. 

Binkert ist so etwas wie der Hausdemo-
skop der AfD. Er bewegt sich selbst im kon-
servativen ostdeutschen Wählermilieu, das
zwischen CDU und AfD schwankt. Es ist
das Milieu des früheren thüringischen CDU-
Ministerpräsidenten Dieter Althaus, der
schon auf einem Landesparteitag dafür
warb, die Kontaktsperre zur AfD aufzuhe-
ben. Althaus hat seine politische Heimat in
derselben Region Thüringens wie Höcke –
im konservativen, religiös geprägten Eichs-
feld. Dort, „wo selbst das Brot katholisch
ist“ („FAZ“), holte Höcke in seinem Hei-
matort Bornhage 38 Prozent der Stimmen. 

Meinungsforscher Binkert war zeitweise
Staatssekretär von Althaus, aber seine poli -
tische Karriere endete, als Althaus stürzte.
Vergangenes Jahr hätte er in die Politik
zurückkehren können: Die AfD trug Bin-
kert den Landesvorsitz in Thüringen an,
wie er bestätigt. Das sei aber für ihn un -
attraktiv gewesen, sagt er. Vor allem aus
finanziellen Gründen, sagen Eingeweihte
der AfD.

Noch vor der Bundestagswahl schlug
Binkert dem „lieben Herrn Lucke“ per
Mail die Gründung eines hochkarätigen
Beraterkreises für seine künftige Fraktion
vor, „in dem dann Leute wie Milbradt, Alt-
haus, Teufel und andere sitzen“. Drei Ex-
CDU-Ministerpräsidenten als AfD-Berater,
das wäre ein Coup gewesen. Die Loyalität
der konservativen Parteigranden wurde
aber nie auf die Probe gestellt, da die AfD
den Einzug in den Bundestag verfehlte.
Doch der nächste Anlauf kommt bestimmt.

Melanie Amann
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